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Der Wert der Pflege
Pflege kostet Geld, und viele Firmen ver­
dienen sehr gut daran: Bis 2030 könnten 
sie bis zu 85 Milliarden Euro pro Jahr um­
setzen. Während die Branche kräftig ver­
dient, kommt der Boom bei denjenigen, 
die Pflege realisieren, nicht an. Pflegerin­
nen und Pfleger verdienen, gemessen an 
Leistung und Verantwortung, immer noch 
lächerlich wenig und arbeiten zudem oft 
am Limit oder darüber hinaus. Junge Men­
schen für den Pflegeberuf zu begeistern, 
fällt daher immer schwerer. Das begreift 
so langsam auch die Politik und versucht, 
die Situation von Pflegenden, aber auch 
die Situation der Pflegebedürftigen zu ver­
bessern. Ob die Anstrengungen genügen, 
um die Pflege fit für die kommenden Jahr­
zehnte zu machen, welchen gesellschaft­
lichen Wert der Pflegeberuf hat und wie 
viel Fortschritt das Gesundheitssystem 
verträgt, lesen Sie in unserem Themen­
schwerpunkt Gesundheit und Pflege.� br
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„Mütterrente“ 

Der Wohnort darf kein Kriterium 
für die Umsetzung sein
Die dbb bundessenioren­
vertretung fordert seit län­
gerer Zeit die Übertragung 
der sogenannten Mütter­
rente auf den Beamtenbe­
reich. Lange tat sich nichts. 
Im Gegenteil: Eine system­
gerechte Übertragung hat­
te das Bundesinnenminis­
terium in der vergangenen 
Legislaturperiode stets ab­
gelehnt. Jetzt ist der Durch­
bruch endlich gelungen. 

In einem Interview mit 
dem dbb magazin (Aus­
gabe März 2019) hatte 
Bundesinnenminister 
Horst Seehofer zum Aus­
druck gebracht, dass er 
sich bereits in den Koali­
tionsverhandlungen für 
eine Übertragung auf  
den Bundesbeamtenbe­
reich ausgesprochen habe. 
Schließlich habe Kinderer­
ziehung eine gesamtge­
sellschaftliche Bedeutung. 
Eine konkrete Entschei­
dung sei zeitnah geplant. 

Mittlerweile ist sie gefal­
len. Die Regelung zur Ver­
besserung von Zeiten für 
vor 1992 geborene Kinder 
in der Altersversorgung  
auf Bundesebene wurde 
nachträglich in den Ent­
wurf des Besoldungs­
strukturmodernisierungs­
gesetzes (BeStMG) aufge­
nommen. Es ist nun ein 
einheitlicher Kindererzie­
hungszuschlag für 30 Mo­
nate entsprechend SGB VI 
vorgesehen. Nach dem vor­
liegenden Gesetzesent­
wurf muss für innerhalb 
des Beamtenverhältnisses 
geborene Kinder ein An­

trag auf Änderung der Ver­
sorgungsbezüge gestellt 
werden. Diesem wird statt­
gegeben, wenn sich die 
neue Regelung günstiger 
auswirkt als die bisherige 
Anrechnung der ruhege­
haltsfähigen Dienstzeit 
von sechs Monaten. Bei 
außerhalb des Beamten­
verhältnisses geborenen 
Kindern ist nichts weiter  
zu veranlassen, die Verbes­
serungen werden automa­
tisch berücksichtigt.

Allerdings gelten die vom 
Bundesinnenminister an­
gestrebten Verbesserun­
gen nur für den Bundesbe­

reich. Für die Betroffenen 
in denjenigen Ländern,  
die bisher noch keine ent­
sprechenden Regelungen 
haben, muss nun die Über­
zeugung in den Landesre­
gierungen und Landespar­
lamenten einsetzen. Hier 
sind die dbb Landesbünde 
zusammen mit ihren Lan­
desseniorenvertretungen 
besonders gefragt. 

Die Übertragung der Müt­
terrente auf den Beamten­
bereich ist nur logisch und 
konsequent. Innenminister 
Seehofer sendet mit sei­
nem Vorhaben das richtige 
Signal auch für Regelungen 

in den Ländern. Der Bund 
nimmt an dieser Stelle ei­
ne Vorbildfunktion ein. 

Die dbb bundessenioren­
vertretung erwartet die 
zügige Umsetzung in allen 
Bundesländern. Die Rege­
lung ist nicht zuletzt ein 
weiterer Schritt zu mehr 
Gerechtigkeit bei der Be­
rücksichtigung von Kinder­
erziehungszeiten. Sie darf 
nicht davon abhängen, wo 
man wohnt. Der Föderalis­
mus muss an dieser Stelle 
zurücktreten. Es darf auch 
nicht die Finanzkraft des 
einzelnen Landes darüber 
entscheiden, ob die Müt­
terrente umgesetzt wird 
oder nicht. Schließlich ist 
sie eine Anerkennung der 
Erziehungsleistungen von 
Kindern und kommt damit 
der gesamten Gesellschaft 
zugute. 

Eine zeitnahe Umsetzung 
für alle Betroffenen ist auch 
deshalb besonders wichtig, 
weil die Möglichkeiten der 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf früher deutlich 
schlechter waren als heute. 
Gerade die Mütter mit vor 
1992 geborenen Kindern 
haben besonders häufig 
unter den Einbußen bei der 
Versorgung zu leiden, die 
durch Teilzeitbeschäftigung 
und Beurlaubung wegen 
der Erziehung der Kinder 
entstanden sind. 

Anke Schwitzer, 
stellvertretende 
Vorsitzende der  

dbb bundessenioren­
vertretung

<< Anke Schwitzer
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Kfz-Versicherungsprämien für Senioren

Petition gegen Altersdiskriminierung
Die Senioren des BRH NRW ärgern sich über im Alter steigende Kfz- 
Versicherungsprämien. Im Kreisverband Köln hat sich Prof. Gerhard  
Wollank des Themas angenommen.

Auch der Petitionsaus-
schuss des Bundestages 
hat sich bereits im Früh- 
jahr auf Antrag der Links-
fraktion mit dem Thema 
befasst und mehr Transpa-
renz der Versicherer bei der 
Festlegung der zu zahlen-
den Versicherungsprämie 
gefordert, um einer will-
kürlichen Diskriminierung 
von Versicherten vorzu-
beugen. Es wurde eine 
entsprechende Petition  
an Finanzminister Scholz 
geleitet. Bisher vertrat die 
Bundesregierung, gestützt 

auf die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsauf-
sicht, die Auffassung, dass 
ein signifikanter Zusam-
menhang zwischen dem 
Nutzeralter und dem Scha-

densverlauf erkennbar sei. 
Kfz-Versicherungen kämen 
nach dem Grundsatz der 
Vertragsfreiheit zustande. 
Das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz fordere 

keine Gleichbehandlung 
aller Lebensverhältnisse 
„um jeden Preis“. Vielmehr 
schütze es vor willkürlicher 
Ungleichbehandlung.

Nach Auffassung Wollanks, 
der sich mit seiner Experti-
se seit Längerem mit dem 
Thema beschäftigt, ist da-
mit zumindest ein neuer 
Stein ins Wasser geworfen 
worden. Sollte der Finanz-
minister die Versicherungs-
unternehmen jetzt dazu 
anhalten, ihre Tarifannah-
men offenzulegen, wäre 
viel gewonnen. Dann end-
lich ließe sich klar benen-
nen, ob ältere Menschen 
diskriminiert werden oder 
nicht. Das wäre im Interes-
se von Unternehmen und 
Verbrauchern.

Martin Enderle, Landes­
vorsitzender BRH NRW

dbb Landesseniorenvertretung m-v

Rentenbesteuerung verständlich erklärt
Zu ihrer halbjährlichen Zusammenkunft kamen am 3. Juni 2019 die  
Seniorenbeauftragten der Mitgliedsgewerkschaften des dbb m-v in  
der Schweriner Landesgeschäftsstelle des dbb zusammen.

Der dbb m-v konnte für das 
Treffen Ulrich Pohl, Refe-
ratsleiter in der Abteilung 
Steuern beim Finanzminis-
terium M-V als Referenten 
gewinnen. Er hielt einen 
sehr interessanten Vortrag 
zum Thema „Besteuerung 
von Rentenauskünften“ 
und beantwortete an-
schließend die Fragen der 
Seniorinnen und Senioren

Ein weiterer Schwerpunkt 
der Zusammenkunft war 
die Vorstellung des in Ar-
beit befindlichen neuen 
Flyers der dbb Landesseni-
orenvertretung, dieser lag 
als Entwurf vor und wurde 
bei dieser Gelegenheit 
nochmals gründlich begut-
achtet und diskutiert. Dar-
über hinaus wurde auch 
die diesjährige Hauptver-
sammlung der dbb Landes-
seniorenvertretung termi-
niert. Sie wird am 27. No-
vember 2019 stattfinden. �

<< Die Landesseniorenvertretung des dbb m-v – im Bild rechts ihr Vorsitzender Gerd Dümmel – vor der 
malerischen Kulisse des Schweriner Schlosses.
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